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WIESBADEN SITZUNGSVORLAGE Nr.23-V-61-0055

(JJ-V-Amr-Nr.)

Sgt€ff Aufhebung eines nicht weitezuführenden Bebauungsplanverfahrens
Bebauungsplanentwurf "Mainzer Straße - Bereich B - Multiplexkino " im Ortsbezirk
Südost - Aufhebungsbeschluss
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1 Übersicht über den Geltungsbereich des
aufzuhebenden Bebauungsplanentwurfs
2 Anderungs- und Otfenlagebeschluss der
Stadtverordetenversammlung vom 1 0.07.2003,
Nr.0240
3 Öffentliche Bekanntmachung des Beschlusses vom
17.07. und 18.07.2003
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E Bericht zum Beschluss
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B Kuzbeschreibung des Vorhabens (verpfl ichtend)

(Die lnhalt€ dieses Fsldes werdon [auß6r bei vertraulichen Vodagen. wio z. B. Disziplinarvorlagen] im lnternet/lntranel veröffentlichl. Es dürfen hi6r

keine personenbozogenon Dalen im Sinne des Hossischen Datenschutzgeselz€s verwendet werd€n (Ausnahme: Einwilligung§orklärung des/der

Betrotfenen li6gt vor). Ergänzende Erläuterungen, soweit erforderlich, sieho D. Begnjndung, Pkt ll)

Nicht abgeschlossene Bebauungsplanverfahren deren Ziele nicht mehr verfolgl werden und deren Anfor-

derungen an die aktuellen Rechtsgrundlagen nicht mehr zeitgemäß sind, sollen zur Bereinigung der Ver-

waltung sowie besserer Übersicht und eindeutigerer Zuordnung in den digitalen Auskunftssystemen ein-
gestellt und die vorhandenen BeschlÜsse aufgehoben werden.

C Beschlussvorschlag

Der Beschluss der Stadwerordnetenversammlung der Landeshauptstadt Wiesbaden über die Aufstel-
lung des Bebauungsplans ,,Mainzer Straße - Bereich B - Multiplexkino" im Ortsbezirk Südost vom
10. Juli 2003 (Nr. 0240) (Anlage 2) wird aufgehoben. Das Bebauungsplanverfahren wird eingestellt.

Der Geltungsbereich (Anlage 1) wurde bei der Aufstellung des Bebauungsplans wie folgt beschrieben

Die nördliche und östliche Grenze des Flurstücks 12124 (Flur'161), hier anschließend die östliche
Grenze des Flurstücks1Z25 (Flur 161) 3 Meter, dann rechtlvinklig nach Westen bis zur östlichen Stra-
ßenbegrenzungslinie der Planstraße 3582. Diese Straßenbegrenzungslinie nach Süden entlang der
westlichen Grenze des Flurstückes 12125 und weiter das Flurstück 1216 (beide Flur 161) schneidend
bis zur nördlichen Grenze des Flurstücks 12112 der Flur 161 , Die südliche Straßenbegrenzungslinie
der Planstraße 3582 enllang der nördlichen Grenze des Flurstücks 12112 (Flur '161), die westliche
Straßenbegrenzungslinie der Planstraße die Flurstücke 1217 , 1216, 12128, 12127 (alle Flur 161 ), 6/40,
6/39, 6/37 und 6/36 (alle Flur 160). Am Ende des Ausbaus des zukünftigen Kreisels das Flurstück
64172 der Flur 53 (Gartenfeldstraße) rechtlvinklig in nordöstliche Richtung schneidend die Grenze des
Flurstücks 64172 nach Osten entlang bis zum Ausbau des zukünftigen Kreisels das Flurstück 64/72
rechtwinklig in südöstliche Richtung schneidend bis zur westlichen Grenze des Flurstücks 64/65
(Flur 53). Die westliche Grenze des Flurstücks 64/65 nach Süden das Flurstück 6/40 (Flur 160)
schneidend bis zur nördlichen Grenze des Flurstücks 12124 der Flur 16 1 .

2 Der Beschluss über die Aufhebung des Aufstellungsbeschlusses und die Einstellung des Bebauungs-
planverfahrens wird ortsüblich bekannt gemacht.

D Begründung

l. Auswlrkungen der SlEungsvorlage
(Angaben zu Zielen, Zielgruppen, Wi*ungen/Messgrößen. Quanlität, Qualitä1, Auswirkungen im Konzem au, andere Bereiche, Zeltplsn, Erfolgs-
kontrolle)

Allgomeln:

Mit der Sitzungsvorlage sollen nicht weiterzuführende Verfahren zur Aufstellung von Bebauungsplänen
eingestellt und deren Beschlüsse aufgeboben werden.

Finarlziollo Auswirtungcn:

Die dem Stadtplanungsamt entstehenden internen Kosten sind im Haushalt des Stadtplanungsamts be-
rücksichtigt.

W€rBchöpfung:

Durch die Aufhebung nichl weiterzuführender Bebauungsplanverfahren wird eine Bereinigung der Venaral-
tung und eine bessere und eindeutigere Übersicht in den digitalen Auskunftssystemen erreicht.
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Die damaligen Planungsziele sind überholt und werden nicht mehr verfolgt.

Der Bebauungsplanentwurf wurde mit Beschluss der Stadtverordnetenversammlung vom 10.07.2003
Nr. 0240 aufgestellt und am 17.07. und 18.07.2002 öffentlich bekannl gegeben (Anlage 3).

Das Bebauungsplanverfahren ist nicht zum Abschluss gebracht worden. lnsbesondere wurde noch kein

Satzungsbeschluss gefasst. lnsofern enthält die bisherige Beschlusslage zur Aufstellung des Bebauungs-
plans noch keine Festlegungen, aus denen Nutzungsrechte oder sonstige Rechte abgeleitet werden
könnten.

Durch die Aulhebung werden auch keine anderen bisher rechtmäßigen Nutzungsmöglichkeiten und/oder
sonstigen Rechte außer Kraft gesetzt oder beeinträchtigt. Damit sind lediglich die bisherigen Verfahrens-
schritte aufuuheben.

ll. Ergänzende Erläuterungen
(Demografische Entwicklung Umsotz!ng Earrierefreiheil, Klimaschutz/Klrma_Anpassung etc )

Zu dem Beschlussvorsc hlao Nr. 1

Zu dem Besch lussvorschlaq 2

Der Beschluss ist entsprechend § 2 Abs. 1 Satz 2 BaUGB ortsÜblich bekannt zu machen.,

Bestätigung der Dezement*innen

Wiesbaden,y'4 08.2023

ende
berbürgermeister

4/4

ZelSlanung:

Es ist geplant, im 4. Quartal 2023 den Aufhebungsbeschluss herbeizuführen.
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